
• DER EVANGELISCHE ARBEITSKREIS DER CDU/CSU

Aufgabe und Entwicklung

1I",'liedervereinigung - Verteidieung -Europa" ist das
die politischen Entscheidungen dieser Tage in ihren
ZusaIT~enhän[en angehende Thema der 7. Bundestagung
des Evangelischen Arbeitstr8:.ses der CDU/CSU, die
am 6. und 7. Juni in Essen stattfindet. Für den 4.
Juni ist eine Pressekonferenz im Essener ~aiserhof

angesetzt, die vor allem für die örtliche Presse und
die in Essen vertretenen KorTcspondenten und Rundfunk­
vertreter bestimmt ist.
Führe'.de FersönlichY.ei ten der CDU/CSU ].ind des evange­
lischen Lebens werden auch an dieser Essener Bundes­
taGung teilnehmen. Die Relerate der Plenarsitzungen
(Bundcsinnenminister Dr. Schräder, General Beusinger,
Bundesfinanzminister Etzel, Bischof D. Halfmann) werden
in varschiedenen Diskussionskreisen, zu denen ~uch die
Presse Zutritt hat, eingehend diskutiert werden. In
einer öffentlichen Kundgebung werden sprec~len Bundes­
kanzler Dr. Adenauer, Bundestagspräsident D. Dr.
Gerstenmaier, Ministerpräsident v. HasseI, Bundeswirt­
schaftsminister Professor Dr. Erhard und Bundestacs­
abeeordnete Dr. Rehlinc.
i{ir geben als Unterlage l'Ur die Berichterstattung und
f)tellungnahme von Presse und Rundfunk nachstehend einen
Uberblick über die Zielsetzung der Arbeitskreise und
über die Ergebnisse der bisherigen Bundestagunc;en:

Als in den Tacen vom 14. bis 16. März 1952 auf den Ruf von
Bermann Ehlers hl.n die erste Tagung des f,vangeli sUlen Arbei ts­

kreises der CDU/CSD in Siegen zusammentrat, kennzeicnnete der
verstorbene Bundestagspräsident Aufcaben und Absicht dieser
Tagung folgendermaßen: Menschen aus allen Teilen Deutschlands
sollten zusammengeführt werden, die als evangelische Chrioten
in dieser besondeI'en Verantwortung in der CDU/CSU stünden, um zu

versuchen, mit ihnen die wesentlichen Gemeinscilaftsfra[en zu er­
örtern, sie in ihrer Verantwortung gegenüber Volk und Staat zu
stärken und Grundfra,~en unseres poli tisc:,en HandeIns zu klaren.
Ausdrüc~lich stellte er fest, daß nicht daran gedacht sei, aus
dieser Zusamm~nkunft ein neues politisches Gebilde erwachsen zu
lassen, sondern daß die Tagung dazu dienen solle, den Unionsge­
danken in der CDU/CSU, die seit sieben Jahren immer mehr zur
politischen Heimat von Christen beider Konfessionen geworden sei
und diese im gemeinsamen politischen Handeln verbunden habe,
zu festigen.

- 2 -Ko
nr

ad
-A

de
na

ue
r-

St
ift

un
g 

AC
D
P 

04
-0

01
-0

12
-1



•
- 2 -

Der Zusammenschluß der evane81i's~hen Politiker der CDU/CSU im
Evangelischen Arbeitskreis hatte seinen äuBeren Anlaß in der ~at­

sache, daß in der ~olitik durch den Verteidigungsbeitrag der
Bundesrepublik .Frobleme aufgetaucht wa!en, die in tiefere Schich­
ten der Gewissensforschung hineinreictten und einer Klirung auf
der Grundlage christlicher Verant~ortung bedurften. Auf katholi-

. scher Seite ~ar durch feste ~irchliche Glaubenssätze und lanGe
politische Tradition von vornherein eint sichere und eir~eitliche

Auffassung gegeben. Im evangelisch-kirchlichen bereich dagegen
entstanden tiefcreifende Spannungen, eie vor allem die Gefahr
einer Verwischung und Vermischung reli,:iösfJr und politischer Ge­
sichtspunkte mit sich brachten. Dam.Lt hatte sich in evanGelischen
Kreisen weit,;ehend eine starke Unsicherheit ergeben. Hermann
Ehlers und e'n Kreis en8erer Gesinnungsfreunde hatten sich bereits
seit länger~m bemüht, die hier anstenenden Fragen in oft harter
Auseinandersetzung mit andersdenkenden evancelisch-kirchlichen
Gruppen zu klären. D~it erwies sich immer deutlicher die Not­
wendigkeit, in gemeinsamer Arbeit die Grundlagen für eine Stel­
lungnahme zu den verschiedenen Problemen zu schaffen und von die­
sen Grundlagen aus dann an die Fragen der praktischen Politik
heranzugehen. Der Arbeitskreis will den Glaubensbrüd·ern inner­

halb und außerhalb der Partei im Blick auf die politischen Dinge
eine echte Hilfe Gewähren. Es geht darum, den evangelischen
Christen zu einer von Illusionen und Ressentiments freien, nüch­
ternen Betrachtunc der politischen Fragestellungen zu führen.

• Richtunggebend fitr die TätiG!-:eit d"s Arbeits::reises bleibt die
Betonung der Pflicht auch des evangelischen Christen, sich der
Anteil;'lahme an der Gestaltung des öffentlichGn Lebens nicllt zu
versagen, da der Chri st, entgq;:en der 1<uffassung, der Glaube
habe mit Politi~ nichts zu tun, keinen Bereich seines Lebens

aus seinem Christs"in ausscheiden darf.

Bunl>skanzler Dr. Adenauer bestätigte mit seiner Anwesenheit und

seinen Ausfiihrun[en auf der SiegGner Tagung, wie sehr auch er die
stärkere Aktivierung evangelischer Kräfte in der Union wünsche.
Er erklärte u.a.:

"Die Evangelischen und Katholiken in der Union sind im Ziele ih­
rer politischen Arbeit völlig eins. Aber die Evangelischen brau­
chen für manche LÖ3ungen andere Begründungen als die Katholiken.
Darum sind solche besonderen Tagungen notwendig. Sie bringen
keine Separation, sondern sie sind eine fruchtbare Aktion im
Rahmen der Gesamt-CDU."
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Gründungstagung in Siegen, 14. bis 16. März 1952

In Siegen wurden in drei Arbeitsgruppen die 'Themen "Unsere kultur­
politische Aufgabe", "Die gesellschaftliche Ordnung" und "Unsere
politische Vera."ltwortung in einem geteilten Deutschland" behan­
delt und Stellungnahmen zur Schulfrage, ?,u wirtschaftlichen und
sozialen Problemen und - in besonders ausführlicher und eindrucks­

voller Weise - zum Verteidigungsbeitrag erarbeitet.

Aus den Bntschließungen

In den EntschlieCungen, die als Ergebnis erzielt wurden, heißt
es u.a.:

"Wir wissen, daß politische Fragen nach politisc~en Gesichts­
punkten entschieden werden müssen. Das entbindet uns nicht von
der Aufgabe, jede politische Entscheidung sowie jede andere Ent­
scheidung unseres persönlichen Lebens darauf zu prüfen, ob sie
vor dem Worte Gottes bestehen kann. Wir verwahren uns aber dage­
gen, daß politische hntscheidungen als Glaubensentsoheidungen
hingestellt werden ...
Wir hoffen, daß unsere eva"lgelisohen Glaubensgenossen erkennen,
daß wir auch in der Politik zu einer besonderen evangelischen
Verantwortung gerufen sind, und erwarten, daß wir in unserer
Arbeit ihre Hilfe mehr, als es bisher oft der Fall war, finden.
Wir erwarten auch, daß unsere evangelische Kirche, vor alleIn in
ihren verantwortlichen Männern und Kirchenleitungen,dazu hilft,
daß unser Wollen ernstgeno~~en wird. Dazu gehört insbesondere,
daß allen Versuchungen gewehrt wird, die sachliche Austracung
politischer Meinungsverschiedenheiten, der wir uns jederzeit gern
stellen, durch eine unsachliche Vorschiebung christlicher Argumen­
te zu überdecken. viiI' wollen, daß politische Fragen nüchtern und
sachlich politisch erörtert werden. Wenn das geschieht, werden
wir uns jederzeit unter die Verantwortung vor dem lebendicen
Gott rufen lass.Jn."

Die von der Siegcner Tagung ausgehenden Impulse führten zur Grün­
dung von Evangelischen Arbeitskreisen in den einzelnen Landes­
verbänden der CDU/CSU und später vielfach auch auf der Kreis­
ebene. In Bonn wurde eine Geschäftsstelle Geschaffen. Als Organ
des Evangelischen Arbei ts!:reises erschien ah März 1953 in monat­
licher Folge die ""::vangelische Verantwortung".
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2. Jahrestagung in Hannover, 5. bis 7. Juni 1953

Die Tagung hatte zum Ziel, die in Siegen begonnene Besinnung auf

die besondere evangelische Verantwortung im Rahmen der CDU/CSU

weiter zu vertiefen. Diesem Ziel diente das Gespräch in vier

Arbeitsgruppen mit den Themen "Evangelische Kulturpolitik",

"Die Frage des politischen und militärischen Neutralismus in

Europa", "Das Verhältnis von politischen Parteien und Kirche"

und "Christlicher Realiiilmus in der Sozial- und Wirtschafts­

politik".

Aus den Entschließungen

In den angenommenen Entschließungen vmrden folgende Gedanken

zum Ausdruck gebracht:

(Zum Thema "Evangelische Kulturpolitik")

"Der Evangelische Arbeitskreis der CDU/CSU beobachtet mit Empörung
die Christenverfolgung in der sowjetisch besetzten Zone, die das,
was wir in der Nazizeit erlebt haben, noch weit hint~r sich läßt.
Jeder muß jetzt erkennen, wohin der Totalitätsanspruch des Staates"
insbesondere auf dem Gebiet der Kulturpolitik, nicht zuletzt in
der Schule, führt. Wir lehnen jeden Totalitätsanspruch ab und
bestreiten ganz besonders,daß das Erziehen und Lehren ein ur­
sprüngliches staatliches Hoheitsrecht sei. Der Staat ist nicht
Herr der Schule, sondern soll mit den ihm gemäßen Mitteln der
Schule dienen. Im Mittelpunkt aller unserer Bemilllungen als evan­
gelische Politiker steht der Mensch in seiner Eigenart und in
seinen besonderen Bindungen und Beziehungen. Seine persönliche
Verantwortung für sein und seiner Umwelt Leben muß geweckt und
gestärkt werden. Sie kann letztlich durch keine über- und unper­
sönliche Institution vollgültig übernommen wrcrden ... Auch ein­
etwa durch Staat oder Kommune - stellvertretend übernommener
Dienst muß sich seiner auftragsweisen Betätigung ständig bewußt
bleiben ...

Wir rufen die evangelische Eltern- und Lehrerschaft in die Ver­
'antwortung. D"ce Verwirklichung der Elternverantwortung in evan­
gelischer Sicht iot nur möglich, wenn die Eltern am Leben, an der
Arbeit und der Verwaltung der Schule in vertrauensvoller enger
Zusammenarbeit mit den Lehrern tatsächlich verantwortlich beteiligt
werden. " .

Wir evangelischen Politiker fordern in Übereinstimmung mit dem
Grundgesetz weitestgehende Förderung der Privatschulen, insbe­
sondere ihre rechtliche und finanzielle Gleichstellung mit den
öffentlichen Schulen ... "

(Zum Thema "Neutralismus in Europa")

"Es ist eine Verkennung unserer eigenen Möglichkeiten, zu be­
haupten, daß wir unser Ziel der Wiedervereinigung ohne Freunde
und Verbündete erreichen könnEn. Ncutralitit der Bundesregierung
würde Abkehr vom Westen, den Verlust unserer Freunde und damit
die Auslieferung an die Sowjetunion bedeuten ... Es ist eine Ver-
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kennung der Politik der Westmächte, anzunehmen, sie müßten un­
sere Freiheit un tor allen Umstänclen verteidigen, auch wenn wir
selbst nicht bereit sind, hierzu einen Beitrag zuleisbn. Wir ach­
ten das Bekenntnis zur Gewaltlosigkeit aus christlicher Gewissens­
entscheidung. 'i,ir machen aber mi t allem Ernst darauf aufmerksam,
daß ein solches Bekenntnis nur möglich ist, solange die Söhne der
freien Völker für uns Waffen tragen. Im Machtbereich der Sowjet­
union ist das Bekenntnis zur Gewaltlosigl:eit Staatsverbrechen .••
Die Behauptung, daß mili~ärische Bereitschaft zwangsläufig zum
Kriege fWlre, ist eine unverantwortliche Irreführung. Die Ver­
gangenheit lehrt, daß Nicht-rechtzeiti[e-VerteidiGungsbereitschaft
erst recht Krieee heraufführen kann ... Der europäische Soldat der
Zukunft soll nlcht Schlachten ßcwinnen, sondern Kriege verhüten ...
Wir führen unse~€ Politik im Bewußtsein unserer ständiJen Verant­
wortung für die Menschen in dor Sowjetzone ... Nirgends ist die
Zustimmung zu dieser Politik größer als in der Sowjetzone. Nir'­
gends ist die ~blehnung einer neutralistischen Politik entschie­
denEor als dort."

(Zum Thema "Parteien und Kirclce")
wiir stellen fest, daß die Übcrnab...me eines politischen Auftrags
im Rahm€;n der CDU/CSU die lebendige ZULchörigkeit zur Gemeinde
Jesu Christi voraussetzt. Wir legen 7ert darauf, daß die Aufgaben
von KirchB und po11tischenPa"teien sorefä1tig gegeneinander ab­
gegrenzt werden. Wir haben erkannt, daß jede politische, wirt­
scha:ftliche, soziale und l:ulturelle B.-;tätigung im öffemt1ichen
Leben von einem an Gottes Wort gebundenen Gewissen bestimmt sein
sollte.

W~.r erkennen on, daß die Träger elnes kirchlichen Amtes \"legen ih­
res seelsorgerischen Auftrages an allem in der polit;schen Aus­
einEmdersetzung des Tages eüte gewi sse ZurückhaI tung bewahren müs­
sen. Das entbindet sie aber nicht von der Verpflichtung, sich
Qber die Tatsachen zu unterrichten, die das politische Handeln
bestimmen, persönlich am politischen Gesehehen Anteil zu nehmen
und Stellung zu beziehen. Dabei ist jedoch der Anschein zu ver­
meiden, als bedeute die persönliche Stellungnallffie jeWeils eine
verbindliche Entscheidung der Kirche. Wie jedes andere Gemeinde­
glied darf auch der christliche Politiker erwarten, daß die Kirche
ihn in seiner politischen Vcr::mtwortung nicht im Stich läßt.
Die Zusammenarbeit der Konfessionen mit dem Ziel einer Stärkung
der christlichen Verantwortung im politischen Leben Deutsch-
lands liegt uns besonders am Herzen. Wlr möchten sie weder durch
überkonunene Vorurteile noch durch konfessionelle Engherzigkeit
gefährdet. sehen. Ihr erLlären aber nachdrücklich, daß durch die
Zusammenarbei t der Konfessj.onLm im politischen Raum di.e Konfes­
sionsunterschiede weder beseitigt noch verharmlost werden sollen.
Der Evangelische Arbeitskreis der CDU/CSU ruft den gesamten evan­
ge1ischenVo1ksteil aus seiner politischen Gleichgültiskeit her­
aus. Er will auch verhindern, daß die evangelischen Kräfte im
politischen Bereich ZErsplittert werden. Damit wird zugleich die
Behauptung widerlegt, die CDU/CSU sei eine einseitig katholische
Partei. In der redlichen Zusammencrbeit aller Christen sehen wir
eine wf"sentliche Voraussetzung für den Frieden in Freiheit. 11
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3. Jahrestagung in Wuppertal, 11. bis 13. Juni 1954

Generalthema der TagunG war "Das evangelische Verständnis von
Staat und Politik". In fQnf Arbeitsgruppen wurden folgende
Themen erörter:

"Evangelische Staatsauffassung und Demokratie", "Überwindung
der Verweltlichung des Lebens", "Aufeaben und Grenzen des Staa-:
tes in der Erziehun[", "Familienrechtsprobleml- der Gegenwart"
und "Das evangelische Anliegen bei der Wiedervereinigung Deutsch­
lands" .

Aus den Entschließungen

"Wir wiederholen unseren Ruf, daß der evangeli sc::.e Politiker
in der Gemeinde mitarbeitet. Wir treten dem Versuch, die christ­
liche 3esimlUng auf die Verantwortung in Staat und Politik als
Klerikalisierung oder Konfessionalisierung zu diffdmie~en. ent­
gegen. Unser evangelisc~es Verständnls des Staates bewahrt uns
davor, die Aüfgaben von Staat und Kirche zu vermischen. Wir
wQnschen nicht, daß die Kirche den Staat beherrscht, ebenso wie
wir uns in der. J:II'innerung an die BeschlUsse der Banner Bekennt­
nissynode vor 20 Jahren dc:g,'[en wehren, daß der Staat sich die
Herrschaft Uber die Kirche anmaßt. Wir wollen auch die Aufgaben
von Partei und Kirche. nicht ineinandermengen. Wir erkennen aber,
daß die AnrufunG der ·l'reihei t gegen die Wahrnehmung einer christ­
lichen Verantwortung in der Politik keine Beweiskraft hat. Es
gi.bt keine stärkere Sicherung der Freiheit der Menuchen als das
Ernstnehmen des Wortes Gottes. Dieses Wort bewahrt uns davor,
das Leben der Lenschen und des Staates einem falschen, veriiui,er­
lichten Freiheitsbef,riff und damit der Hemmungslosigkeit zu
unterstellen.

Das Wort Gottes erhebt einen umfassenden Anspruch auf dab Leben
der Menschen. Es gibt keinen Bereich, der ihm verschlossen sein
darf. Darum wollen wir auch, daß in der Schule Raum für eine die
Gesamtheit der Erziehung besti~~endE christliche Grundlage ist ...
Ob es Schulen für Schüler aller Bekenntnisse oder jeweils fUr
Kinder eines Bekenntnisses gibt, ist landschaftlich und nach dem
~illen der Eltern verschieden geregelt. Immer müssen Le4rer und
Schüler in vollem Umfang die Freiheit h~ben, in der Schule
- und zwar in allen FächErn - als Christen zu leben. ~as ist
unseres Erachtens die wirksamste SichErung der Freiheit der Per­
sönlichkeit ...

Wir sind uns der vorhandenen Unterschiede in den Anschauungen
evangelischer und katholischer Christun zu manchen Fragen bewußt.
Wir fühlen une aufgrund der Erfahrungen unSErer gemeinsamen po-·
li tischen Arbei t nur in unserem 'Iillen bestär!-:t, sie fortzusetzen.
Wer uns zur \'lE.h!·nehmung einer =Geblichcn evangelischen VErant­
wortung gegenüber katholischen olqcht3nsprüchen aufruft, mUßte
uns erst sichtbar mechen, daß CI' das ~"us der gloichen '·:irchlichen
Verantwortung tut, in der wir stehen wollen, und daß CI' on der
kirchlichen jjQsinnunt, und Entwi cklun~, o.i e zu unserem ,; ege fUhrte,
teilgenommen hat ...

Als Christen, de2;en die Ver'3.ntwortung für die Nächsten auch in
der Politik besonders befohlen ist, wissen wir uns den zur Zeit
von uns getrennten Brüdern unlöslich verbunden. Wir rufen uns
und unsere Freunde zur täglich neuen und stärkeren Bekundung
dieser Gemeinschaft durch jede mögliche Form der Begegnung und
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Hilfe auf. Wir 'idssen aber auch, dai3 die politische Gemeinschaft
der Deutschen nur das Ergebnis nüchternen politischen HandeIns
undverhandelns sein kann. Die bisherige Politik der Bundesre­
gierung hat dazu geführt, daß es ein handlungsfähiges Deutsch­
land gibt, dus die erste Grundlage einsr Wiedervereinigung
ist ... Wir sind bereit, mit jedem, der zur deutschen Einheit
in Freiheit wirklich helfen will, zu verh[mdeln. Wir wissen
aber auch, daß wir dem deutschen Volke keinen Dienst tun, wenn
wir die Einheit durch den Verlust der Freiheit erkaufen wollen.
Unser Verständnis der politischen Verantwortung gebietet uns,
auf dem bisheriGen Wege der Stärkung der europäischen Zus~m8n­

arbei t und dc,r Vliedervereinigung in Freiheit weiterzugehen."

4: Jahrestagung in Worms, 6. bis 8. Mai 1S55

Die Bundestagung in Worms war die erste, die ohne den Begründer

und Vorsitzenden des Arbeitskreises, Hermann Ehlers, unter der

Leitung von Robert Tillmanns durchgeführt werden mußte. Ihr noch

von Hermann Ehlers bestimmtes Generulth2ma luutete "Christ und

Vaterland". In drei ArbeitsgruppC'n beschii,ftigte man pich mit

den Unterthemen "Unser Volks- und St2atsbewußtsein", Unsere

Verteidicungspflicht" und "Ur:ser j,uftr-ag für Ges[,mtdeutschland".

'Aus den Entschließungen

(Zum Thema "Unser Volks- und Staatsbewußtsein" und "Auftrag
für Gesamtdeutschland")

"Durch 'den völligen Zusammenbruch, der vor 10 ,Jahren nicht ohne
eigene Schuld über unser Volk gekommen ist, und durch alle Nöte,
die daraus entstanden sind, werden wir gemahnt, das, was Gott
uns in der Gemeinschaft unseres Volkes ~ls Grundfrage unserer
geistigen und leiblichen Existenz gegeben hat, erst recht ernst
zu nehmen. Wir stehen in Li,ebe und Treue zum deutschen Vatc=r­
land, gerade, weil es seine innere und äußere Gestalt noch nicht
wiedergefunden hat. Nur durch die Kraft unserer tätigen Bejahung
der Bundesrepublik Deutschland wird die staatliche Einheit un­
seres VateTlandes erwachsen ...
Dem deutschen Volk innerr-,alb dGS Bereichs der sowjetischen Be­
satzungsmacht blieb es bisher versac;t, an diesem Weg tEdlzu­
nehmen. Die Besetzung dieses deutschen Teilgebietes wurde zu
dem Versuch mißbraucht, der Bevölkerung ein ihr wesensfremdes
Lebenssystem aufzuzwingen und ihr die freiheitliche -u.nd soziale
\\'ertordnun[ vorzuenthalten, in der sich allein die guten und
gesunden Kräfte unseres VolkEs cmtfal ten können.

Aufeebe und Auftrag des ndchsten Abscnnittes deutscher Politik
bleibt, die noch voneinander getrennten feile des deutschen Vol­
kes in einem gemeinsamen Staat zu vereinen. ViiI' sind uns der
Verflochten"ci t der politischen ProblemE! in der ganzen Welt
bewußt ... Für kein Velk ist derleI' eine allgemeine politische
Befriedunr in der 'Vell t drängender al<o. für unS8r Volk. Innerhalb
einer solchen Befriedunt; und aufgrund unseres Rechtes auf Heimat
und Selbstbestimmung wollen wir unser gemeinsames staatliches
Leben und seine Neuordnung nach den Werten einrichten, die un­
serem Wesen und unserer Geschichte entsprechen ... Nur in der
Verbindung mit den :t'reiGn Völkern kann das deutsche Volk seine
Einhei t in 1'rieden und Freiheit wiedererlangen. VIiI' sehen keinen
anderen dritten Weg. '
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Dem totalitären System des Kommunismus stellen "ir den Auftrag
gegenüber, Ger uns von der Freiheit dos christlichen Idenschenbil­
des her erteilt ist •.. zu einer sozi&lgerechten Ordnung und zu
einem friedlichen und brüderlichen Zusammenleben mit den anderen
Völkern... "

(Zum Thema "Vc,rteidigungspflicht")

"Unser St.'lat wird erst dann gesichc:rt sein, wenn im Lanzen Volk
auch die Vcrt8idicung als Notwendigkeit empfunden wird. All~ Bür­
ger müssen darin auch eine sittliche und soziale Aufgabe sehen.
Die Vert0idicung unserer FreiI;ei t nach ~uß8n verlc.n.:;t eine sorg­
fältige Wahrung der menschlichen Würde des einzelnen. Der Ver­
teidigungswcrt der Streitkräfte und damit die Sicherung von Recht
und l!'rieden hän[en von dem 1,1aBe ab, in welchem dem einzelnen Sol­
daten Freiheit und Verantwortung zugc\/icsen werden, so d~ß er
den von ihm gefordertem Gehorsam persönlich bejahen 1c:mn ..•
Der Geist uneerer Streitkräfte i_st Tei_l und Ausdruck unserer de-­
mokratischen StaGts- und Lebensordnung. Beide sind unlösbar mit­
einander verbunden."

5. Jahrest~gung in Berlin, 11. bis 13. Oktober 1956

Antworten auf die "Herausforderungen der Zeit" gab die Berlin8r
'ragune; in der Frei,--n Universitiit. Im einz€lnon befaßte sich die

Tagune wieder mit den Fraßen christlicher VcrGntwortunb in der
Poli ti}; und mi t der Spnl tung dcr VIel t und den hieraus entstande­
nen Problemen auf kultur-politischem, wirtsc1l3ftlichem und po­
li tischem Gebiete. Die Grundlago für die Aussprnchc in den Ar-­
beitskreisen gaben Refer~~von Kultusminicter Osterloh, Kiel,
LandesbischOf D, Herntrich, Hamburg und Bundeswirtschaf'tsmini­
ster Professor Brhard. Die Tc.gung fand nach dem Tode von Robert
Tillmanns unter der Leitung von Bundesinnenminister Dr. Scnröder
und unter Teilnahme flihrender Vertreter der evangelischen Kirch8
statt. Auch .oundeskc.nzler Dr. Adenfluer ergrif· das Wort.

Aus den EntschlieFungen

(Zum Thema "Kulturpoli tU:")
"Unsere Schul- und Kulturpolitik in der Bundesrepublik leistet
ihren entscheidcndLn Boi trag zur Wie~dervereinigunG durch die
geistige Überwindung des kommunistischen atheisti.schen Materia­
lismus. Dieser muß in s81ner Theorie und Praxis studiert und
durch unser eigenes kulturelles Leben widerlegt werden. Dazu ist
erforderlich, daß die Kulturpolitik in der Bundesrepublik ihre
Gefährdung durch eine Verzettelung ihrEr i:räfte in nächster Zu­
kuni't überwindet und unter .'ahrung ihrer föder81istischen Prägung
ihre Wi_llencbildung und ihre Arbeit konzentriert .•.
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Die Eltern h~ben das Recht und di0 Pflicht, ihre Verantwortung
auch durch Mitarbeit 2n der G8staltunc deo Schullebens wahr~u­

nehmen . .fir haben zu den christlichen lehrern das VertTauen, daJ3
sie unsere Kinder nicht nur im heligionsunterricht, sondern in
d8r gesamten Erziehunf. mit den Kr~lttn des Glaubens zu verbinden
trachten.
Die Gewissheit unseres Standortes begründet unsere Toloranz Gcgen­
über jeder echten Üb"rzeugung ... "

(Zum Thema "Christlir;h" ir, der politischen Verantwortung)

"Das Wort 'chriotlicr' im Namen unserer PartGi bedeutet die An­
erkennung des Anspruchs Go"ttes, daß <luch in der Politik die Maß­
stäbe christlichen Glaubens und Lebens gelten. Es bedeutet nicht
cinen Anspruch darauf, daß die Praxis unserer Partei schlechthin
als christliche Politik anzusehen wäre, und ebensowenig einen
Anspruch darr.ui, daß [~ll€: im öffentlichen k,b<..n tii tigen Christen
unserer Partei angehören müßten.
Ob Geistliche einer Partei beitreten und in ihr a:tiv mitarbeiten
sollen, ist keine Grundsätzliche Frace. Die Pfarrer müssen in
erster Linie Se~lforge~ für ihre Gcncinde seln, S1e müssen 2180
auch für die t:i tglicdeT :lnderer F".rtcien gl:::ubhaft bleiben.
r.:en kann sicll nicht mit der :PorderunG bec;nü[en, da!2 der Christ
in der Iolitik eine mchr oder weniger unverbindliche 'christliche
HaI tung' zeigen und j.m übrigen reir; nach Zweckmäßigkeitspunkten
han~eln soll. Für nen Christen, der mit der Kirche lebt, creebcn
sich aus seinem Glaubcn auch bestimmte inhaltliche iliaßstt.bc für
das politische Han<·eln. Sie entsprechen den Weisungen der Z"hn
Gebote in ihrem neute3tamcmtlichen V'"rständnis.
Das Zeitalter nor Staatsreligion ist vorbei. Der heutige Staat
hat wel tanschauli.c'l neutrs.l zu sein und der Kirche einem weiten
Spielraum fLlr die .t';rfüllung ihrer Auigube, vor ['Ilern Quf den Ge­
bieten der Erziehung und Wohlfahrt zu verbürgen."

(Zum Thema "\firtsch2.ft und Materialismus")
"Das an sich gCGunde Streben nE,ch Verb0sserung deS Wohlstan<1es
und der Sicnerhei t darf nicht zu e.incm Aufkommen materialistischer
Gesinnung führen. Deshalb besinnt sich der Evangelische Arbeits­
kreis der CDU/CSU von nouem auf die geistigen Grundlagen seines
Wollens auch in UfoI' 'i!irtschc:ftspoli tik. Verpflichtend ist für ihn
die Werteordnung, die die politische Haltung der CDU/CSU von An­
fang an bestimmt hat und die ncstandteil des Grundgesetzes ge­
worden ist.

Diese Werteordnung schließt folgendes ein:
1. Ein ausreichendes 1.1aß an L<.benssicherung und Versorgung für

jeden einzelnen, um ihm Freiheit und Menschenwürde zu gewahr­
leisten.

2. Die fortschrei tende 'l'cchnik darf den Menschen nicht beherrschen,
sondern muß sein ':ierkzeug blcib(,n 0

3. Unsere freiheitliche soziale 'ilirtsc;l::lftsordnune muß so\'/ohl
gegenüber bedrohlicher. Tendenz~n zum VLrsorgungs- tLDd ~Iohl­

fahrtsstaat als &ueh geg0nüber dem Mißbrauch von Machtstellun­
gen in der Wirtschaft abGesichert werden."
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6. Jahr~st8gung in Kass~l, 20. bis 22. Juni 1957

Die Bundestagung in Kassel stellte unter Leitung von Bundesinnen­
minister Dr. Bchtöder heraus "Die geschichtlichen Kräfte des
deutschen Protestantismus und unser politischer Auftr~g" (Staats­
J1ii"1ister a.D. Dr. Bchmidt, r..dB.), "Die ;(rise der Autori tät" (Prof.
Dr. rrriHler-Schwefe, hamburg), und "Die verantwortliche Gesell­
schaft" (Prof. Dr.Böhr:l, f,ldB).

Aus den Lntschli~ßungen

Die Ergebnisse der 'L'agunG wurden in einGr "Kasseler Erklärung"
zusammengefaßt, die den evangelisc~~n Christen aufforderte, sich
der großen \7ahlentschtcidung des Jahres zu stellen:

"Der einzige neue politische Ansatz nach 1945 ist der Weg der
Christlieh-Demokratischen/Christlich-Sozial"n Union. In ihr schlos­
sen sich erstmals evangeliche und katholische Christen in Verant­
wortung für das öffentliche Leb"n ZUSWlli~en. Dieser gemeinsame
l'leg hat si eh bewiihl't.
Wir sind unter dem ;"eichen 'christlich I angetreten. Dnmi theben
wir keinen Monopolanspruch erneben. Wir habvn uns vielmehr selbst
hersusgefordert, inde~ wir uns unter diese gemeinsame Verpflich­
tung gestellt h2.bGn. Das bedeutet kein Urteil über al'ldere.
Wir Evangelischen bringen ein reichl:s und vielfEll ti[;es Erbe in
die CDU/CBU ein: ein konservatives, ein pietistischGs, ein libera­
les, ein christlich-sozinlesErbei nicht zuletzt den Ertrag des
kirchlichen und politischen Widerstandes gegen tetalitare Ge­
walten.

Die katholiscllE:n und evanGelischen Christen in der CDU/CSU s'ind
sich des Wertes ihres beiderseitigen Beitrages bewußt. D&rum
Schluß mit dem unheilvollen antirömischen Komplex! Unsere Gegner
möchten gern aus der CDU/CBU eine katholische Partei machen.
]j.ese BemühunGen sind c:.ussicrtslos.
Die Union ist .I.irklichkei t!
Das wissen auch unsere politischen Uegner. WUrden sie sonst v~r­

suchen, ihre ~ahlparolen dieser neuen Entwicklung anzupassen?
Unser Auftrag in der CDU/C~U ist unter dem Zeichen 'christlich'
jenseits von Standes- und Klassengegens~tzen zu einem ver­
pflichtenden lVii t"inand"r der bewahrenden, der freiheitlichem und
der sozial-for~schrittlichenKrlifte geworden.
Das hat uns stark gemacht. Das hat uns den ;':eg zum Aufstieg
Deutschlands gewiesen. .

Das ist auch der Weg zur Wiedervereinigung in Frieden und ?rei­
heit. Er gebietet uns, das Leia unserer Brüder im sowjetischen
.Machtbereich in diesem Geist eines neuen Verstehens und persön­
licher Opfer auf uns zu nehmen.
Wir wollen uns in diesem W8hlkampf mit unseren Gegnern nuf der
ürundlage vcrantViortlicc1er Aufbauarb~;it für Deutschland mess"il.
Die ober spricht für die GhristlicL-Demokratische/Chr:cstlich-­
Soziale Union.Ko
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